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Bebauungsplan „Alte Napoleonstraße" (Entwurf, Stand 31.12.2025/10.02.2026) und 
parallele 1. Teiländerung des Flächennutzungsplans der Stadt Stolpen; Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., ist eine nach 
dem Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) anerkannte Umweltvereinigung und wird im vorliegenden 
Verfahren als Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt. Der BUND nimmt im Interesse 
des Schutzes von Natur, Landschaft, Wasser, Boden und Klima zu den vorliegenden Planunterlagen Stel-
lung. 

Der BUND Sachsen lehnt das Vorhaben in der gegenwärtig vorgelegten Form ab. Es ergehen Hinweise 
und Forderungen. 

 

1. Kurzüberblick zum Vorhaben und Bewertung im Grundsatz 

Die Stadt Stolpen beabsichtigt, östlich des Bahnhofsareals in der Gemarkung Langenwolmsdorf durch 
Ausweisung eines Gewerbegebietes sowie zweier sonstiger Sondergebiete mit der Zweckbestimmung 
Tierhaltung eine städtebauliche Ordnung herzustellen. Der Geltungsbereich umfasst ca. 8 ha. Im SO 1 
sollen Stallgebäude mit bis zu 10.576 Aufzuchtferkeln (10–25 kg) zulässig sein. SO 2 dient der Gülleh-
altung in geschlossener Bauweise sowie einer Fahrsiloanlage. Zugleich befinden sich im Plangebiet und 
seinem unmittelbaren Umfeld naturschutzfachlich und wasserwirtschaftlich sensible Strukturen: ein 
nach § 30 BNatSchG geschütztes naturnahes nährstoffreiches Kleingewässer (FFH-LRT 3150, ca. 1.762 
m²), ein naturnaher Graben sowie funktionale Bezüge zum Langenwolmsdorfer Bach, der als erheblich 
veränderter Wasserkörper mit nicht gutem chemischen Zustand eingestuft ist. Darüber hinaus sind Teil-
flächen des Plangebiets als Altlastenverdachtsflächen im Sächsischen Altlastenkataster (SALKA-Nr. 
87239404) erfasst. 

Die Stadt Stolpen strebt mit der vorliegenden Planung eine städtebauliche Ordnung am südlichen Orts-
eingang an und beabsichtigt, vorhandene Nutzungen planerisch zu fassen. Nach § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB 
müssen Bauleitpläne städtebaulich erforderlich sein. Nach § 2 Abs. 3 BauGB hat die Gemeinde die für 
die Abwägung bedeutsamen Belange vollständig zu ermitteln und zu bewerten. Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB sind die Belange des Umweltschutzes, einschließlich Naturschutz, Landschaftspflege, Wasser, 
Boden und Luft, in die Abwägung einzustellen. Ergänzend gilt § 1a Abs. 2 und 3 BauGB, wonach mit 
Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen und die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 
in der Abwägung zu bewältigen ist. Diesen Anforderungen wird der Entwurf in mehreren zentralen Punk-
ten nicht gerecht. 
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Zugleich geht die Planung deutlich über eine bloße Bestandssicherung hinaus: Mit der Festsetzung von 
bis zu 10.576 Ferkelaufzuchtplätzen und der Ermöglichung eines immissionsschutzrechtlich UVP-
pflichtigen Vorhabens wird eine zukunftsorientierte Erweiterung der Tierhaltungsanlage planungsrecht-
lich vorbereitet, obwohl gerade diese Erweiterung aufgrund der beschriebenen Immissions‑, Wasser‑ 
und WRRL‑Konflikte abwägungsrechtlich hoch problematisch ist. Vor diesem Hintergrund ist nicht 
erkennbar, weshalb der Bebauungsplan in diesem Umfang für die städtebauliche Entwicklung und Ord-
nung im Sinne von § 1 As. 3 BauGB erforderlich sein soll. 

1.1 Bewertung der Altanlage 

Das Oberverwaltungsgericht Bautzen hat mit unanfechtbarem Urteil vom 16.06.2025 festgestellt, dass 
die Altanlagenanzeige nach § 67a Abs. 1 BImSchG erloschen ist. Ein immissionsschutzrechtlicher 
Bestandsschutz der Anlage besteht damit nicht mehr. Soweit die Planbegründung die städtebauliche 
Erforderlichkeit nach § 1 Abs. 3 BauGB mit der „Sicherung der bestehenden Tierhaltungsanlage" begrün-
det, ist diese Begründungsformel nach dem rechtskräftigen OVG-Urteil nicht mehr tragfähig: Ein immis-
sionsschutzrechtlich schutzwürdiger Bestand, der einer planungsrechtlichen Sicherung bedürfte, exis-
tiert nicht. Die Festsetzung von bis zu 10.576 Ferkelaufzuchtplätzen im SO 1 – mehr als das Doppelte 
des bisherigen Betriebs und oberhalb der UVP-Schwelle – belegt zudem, dass es sich nicht um eine 
Bestandssicherung, sondern um einen Entwicklungsplan für eine neue, UVP-pflichtige Anlage handelt. 

2. Immissionsschutz und Verhältnis zum BImSchG-Verfahren 

2.1 Grenzen des planungsrechtlichen Konflikttransfers 

Die Satzung setzt fest, dass in SO 1 nur Nutzungen zulässig sind, deren Geruchsimmissionen an der 
nördlichen Plangebietsgrenze eine Häufigkeit von 10% im Jahresmittel nicht überschreiten, und dass 
Stallanlagen mit Lüftungsanlagen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu versehen und 
zu betreiben sind. Diese Festsetzung enthält weder technische Mindeststandards für die Abluftreini-
gung noch Vorgaben zu Wartungsintervallen oder Kontrollmechanismen. Die Einhaltung der Immissi-
onsgrenze ist damit von Betriebsbedingungen abhängig, die ausschließlich im nachgelagerten 
BImSchG-Vollzug gesichert werden sollen. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist ein Konflikttransfer in nachfolgende Ver-
fahren zwar nicht grundsätzlich ausgeschlossen. Die Grenzen zulässiger Konfliktverlagerung sind 
jedoch überschritten, wenn bereits im Planungsstadium erkennbar ist, dass der offengelassene Konflikt 
später nicht sachgerecht gelöst werden kann (vgl. BVerwG, Beschl. v. 18.01.2023 – 4 BN 37.22). 
Zugleich hat das BVerwG hervorgehoben, dass Gemeinden Immissionskonflikte auch unterhalb der 
Schwelle schädlicher Umwelteinwirkungen zum Gegenstand städtebaulicher Ordnung machen und 
nicht im Wesentlichen dem späteren Genehmigungs- und Überwachungsregime überlassen dürfen (vgl. 
BVerwG, Urt. v. 28.02.2002 – 4 CN 5.01). Das genügt den Anforderungen an eine planungsrechtliche 
Konfliktbewältigung nicht, wenn – wie hier – die Zumutbarkeit der Nutzung für benachbarte schutzwür-
dige Nutzungen nur unter spezifischen technischen und betrieblichen Voraussetzungen erreichbar ist. 

2.2 Diskrepanz zwischen Gutachten und Festsetzungswortlaut 

Das Fachgutachten Luftreinhaltung modelliert eine konkrete Anlagenkonfiguration mit definierten Emis-
sionsquellen und Ablufttechnik. Die Festsetzung ist demgegenüber offen formuliert und erlaubt alle Nut-
zungen, die das Ergebnis – 10% Geruchsstundenhäufigkeit – einhalten, ohne die dem Gutachten zugrun-
deliegenden technischen Parameter verbindlich festzuschreiben. Die Festsetzung ist damit weniger prä-
zise als die gutachterliche Grundlage, auf die sie sich stützt. 

 

 



 

 3 

2.3 Fehlende Begründung des Bezugsorts 

Die Planunterlagen legen nicht dar, warum die nördliche Plangebietsgrenze als Bezugsort für die Immis-
sionsfestsetzung gewählt wurde und ob dieser Bezugsort dem tatsächlich nächstgelegenen schutzwür-
digen Immissionsort entspricht. Eine Begründung im Verhältnis zu den im Fachgutachten modellierten 
konkreten Immissionsorten fehlt. 

2.4 Verhältnis zum laufenden BImSchG-Verfahren 

Für die Anlage in SO 1 liegt ein immissionsschutzrechtlicher Genehmigungsantrag nach §§ 4, 10 
BImSchG vor. Die in SO 1 planungsrechtlich zulässige Anzahl von bis zu 10.576 Ferkelaufzuchtplätzen 
(10–25 kg) überschreitet sowohl die genehmigungsrechtliche Schwelle von 6.000 Plätzen nach Nr. 
7.1.9.1 der 4. BImSchV als auch die UVP-Schwelle von 9.000 Plätzen nach Nr. 7.9.1 der Anlage 1 zum 
UVPG. Das Vorhaben ist damit immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftig im förmlichen Ver-
fahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung und Umweltverträglichkeitsprüfung. Es ist sicherzustellen, dass 
der Bebauungsplan das Ergebnis dieser UVP nicht in unzulässiger Weise vorwegnimmt. Die Bauleitpla-
nung darf das BImSchG-Verfahren weder inhaltlich vorweggreifen noch ersetzen. Die artenschutzrecht-
liche und immissionsschutzrechtliche Prüfung ist im BImSchG-Verfahren eigenständig zu wiederholen. 
Umgekehrt kann die Gemeinde Konflikte, die die planungsrechtliche Zulässigkeit und die städtebauliche 
Ordnung im Sinne von § 1 Abs. 3 und § 1 Abs. 6 BauGB betreffen, nicht mit dem Hinweis auf das spätere 
BImSchG-Verfahren offenlassen. Die Bauleitplanung muss die von der Tierhaltungsnutzung ausgehen-
den Konflikte in ihrem Kern selbst bewältigen und darf sie nicht im Wesentlichen auf das immissions-
schutzrechtliche Verfahren verlagern. Die Planunterlagen legen nicht dar, wie Konflikte, die der B-Plan 
offenlässt, dort konkret und rechtssicher bewältigt werden sollen. 

Forderung: Die immissionsschutzbezogene Festsetzung ist durch verbindliche technische Mindeststan-
dards zu Abluftreinigung, Wartung und Kontrolle zu ergänzen. Die Diskrepanz zwischen Gutachtenpara-
metern und Festsetzungswortlaut ist zu beseitigen. Der Bezugsort der Immissionsfestsetzung ist nach-
vollziehbar zu begründen. Zudem ist darzulegen, wie sich die Festsetzungen zum laufenden BImSchG-
Verfahren verhalten und wie sichergestellt wird, dass dieses Verfahren nicht in unzulässiger Weise prä-
judiziert wird. 

 

3. Wasser, Gülle, Havarievorsorge, Altlasten und WRRL 

3.1 Hydrologische Empfindlichkeit und unvollständige Sicherung 

Der Geltungsbereich weist wasserstauende Böden auf, die die Versickerung erheblich einschränken. 
Hinzu treten erosionsgefährdete Steillagen östlich und südlich der Tierhaltungsanlage sowie ein hoher 
Oberflächenabfluss (GOP 2025, S. 18–19; Umweltbericht 2025, S. 30–33). Im Südosten befinden sich 
unmittelbar angrenzend das § 30 BNatSchG-Kleingewässer sowie ein naturnaher Graben, der dieses 
Gewässer mit dem Langenwolmsdorfer Bach verbindet. 

Die Satzung regelt, dass mit Gülle kontaminiertes Niederschlagswasser in den Güllebehälter zurückzu-
führen ist und eine Einleitung in andere Gewässer unzulässig ist. Ferner ist zum Schutz der östlich 
angrenzenden Hang- und Biotopbereiche ein Wall anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Diese Regelun-
gen zeigen, dass ein erhebliches Konfliktpotenzial für Boden, Grundwasser, Oberflächengewässer und 
geschützte Biotope vom Plangeber selbst erkannt wird. Der festgesetzte Schutzwall enthält jedoch 
weder Dimensionierungsanforderungen noch Dichtigkeitsstandards noch Vorgaben zu einem Kontroll-
regime. Der Verweis auf eine Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde legt lediglich fest, 
dass eine Abstimmung stattfinden soll – nicht, welches Schutzniveau dabei zu erreichen ist und wann 
und mit welchem verbindlichen Ergebnis sie abzuschließen ist. Als planungsrechtliche Sicherung genügt 
das nicht. Die Ausgestaltung des Schutzwalls ist als verbindliche Schutzvorkehrung nach § 9 Abs. 1 Nr. 
24 BauGB in die textlichen Festsetzungen aufzunehmen. 
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3.2 Standortbezogene Betriebsvorgeschichte 

Der BUND Sachsen und eine lokale Bürgerinitiative begleiten den Vollzug des Umweltrechts an dieser 
Anlage seit 2020 aktiv. Das Sächsische Umweltministerium hat schriftlich bestätigt, dass der Bestands-
schutz der Anlage am 09.03.2020 erloschen ist, nachdem das Landratsamt den entsprechenden Antrag 
des Betreibers abgelehnt hatte. Diese verwaltungsrechtliche Feststellung ist zwischenzeitlich durch das 
OVG Bautzen, Urt. v. 16.06.2025 rechtskräftig bestätigt worden; der Betreiber ist mit seinem Berufungs-
antrag auf Verpflichtung zum Erlass eines Fristverlängerungsbescheides gescheitert. Presseberichte 
aus dem Jahr 2020 thematisieren zudem einen behaupteten Gülle-Eintrag in den Langenwolmsdorfer 
Bach im Jahr 2018. Ein daraufhin eingeleitetes Strafverfahren vor dem Amtsgericht Pirna wurde einge-
stellt. Wir stützen unsere Stellungnahme nicht auf die Behauptung, dass ein solcher Eintrag stattgefun-
den hat. 

Der abwägungsrechtlich maßgebliche Gesichtspunkt ist ein anderer: Angesichts der öffentlich doku-
mentierten Vollzugsgeschichte dieser Anlage war die Gemeinde nach § 2 Abs. 3 BauGB verpflichtet zu 
ermitteln, welche Erkenntnisse der zuständigen Wasserbehörde und der unteren Naturschutzbehörde 
zu diesem Standort vorlagen, und darzulegen, wie diese in die Bewertung der Havarievorsorge- und Ent-
wässerungsregelungen eingeflossen sind. Wir machen ausdrücklich nicht geltend, dass diese Vorge-
schichte eine personenbezogene Zuverlässigkeitsprüfung im Bauleitplanverfahren begründet – eine sol-
che wäre planungsrechtlich nicht zulässig. Abwägungsrelevant sind die standortbezogenen Erkennt-
nisse als Tatsachengrundlage für die Bewertung von Havarievorsorge und Gewässerschutz. Ob die 
gebotene Ermittlung erfolgt ist, lässt sich den ausgelegten Unterlagen nicht entnehmen. 

3.3 Altlasten: Flurstück 17563 und Versickerungsverbot 

Im Plangebiet befinden sich Flächen, die im Sächsischen Altlastenkataster (SALKA-Nr. 87239404) als 
Altlastenverdachtsflächen geführt werden. Betroffen sind das Flurstück 17563 (Schweinemastan-
lage/Güllebecken) und das Flurstück 17593 (ehemaliger Schrottplatz). Für das Flurstück 17593 liegt 
eine historische Erkundung vor, die den Altlastenverdacht bestätigt. Für das Flurstück 17563 hingegen 
liegt keine abgeschlossene belastbare Gefährdungsbewertung vor (Begründung 2026, S. 9). Dies ist 
besonders gewichtig, weil Flurstück 17563 das Kernflurstück des SO 1 ist, auf dem die Stallgebäude 
errichtet und bis zu 10.576 Ferkelaufzuchtplätze zugelassen werden sollen. 

Die Planzeichnung verbietet auf „belasteten Flächen" die Niederschlagsversickerung. Ohne abgeschlos-
sene Gefährdungsbewertung bleibt jedoch unklar, welche Flächen konkret als belastet gelten. Die bloß 
nachrichtliche Übernahme der SALKA-Einträge ohne Untersuchung genügt der Ermittlungspflicht nach 
§ 2 Abs. 3 BauGB nicht. Zugleich ist § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB zu beachten, wonach Flächen mit Boden-
kontaminationen zeichnerisch festzusetzen sind. Ergänzend verweist § 18 BBodSchG auf die Pflicht, bei 
Untersuchungen Sachverständige heranzuziehen. Die Altlastensituation des Flurstücks 17563 hätte 
damit einschließlich Nutzungseinschränkungen sowie etwaiger Sicherungs- oder Sanierungserforder-
nisse vor dem Satzungsbeschluss belastbar ermittelt, im Plan kenntlich gemacht und in die Abwägung 
eingestellt werden müssen. 

3.4 WRRL-Verschlechterungsverbot / § 27 WHG 

Der Langenwolmsdorfer Bach weist keinen guten chemischen Zustand auf. Nach § 27 WHG in Verbin-
dung mit Art. 4 Abs. 1 lit. a) WRRL gilt das strenge Verschlechterungsverbot: Eine Verschlechterung des 
Zustands auch nur einer Qualitätskomponente eines Oberflächenwasserkörpers ist unzulässig (vgl. 
EuGH, Urt. v. 01.07.2015 – C‑461/13 „Weser"). Der Umweltbericht beschreibt zwar den Zustand, prüft 
aber nicht eigenständig, ob das Vorhaben zu einer messbaren Verschlechterung des chemischen 
Zustands beitragen kann – insbesondere über den Pfad nährstoffbelasteten Oberflächenabflusses von 
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den Anlagenflächen in Richtung Graben und Bach. Eine klare Aussage zur Einhaltung des Verschlechte-
rungsverbots und zur Verbesserungspflicht fehlt. Solange eine belastbare Prüfung zur Einhaltung des 
Verschlechterungsverbots und zur erforderlichen Verbesserung des chemischen Zustands aussteht, ist 
zweifelhaft, ob die Planung mit § 27 WHG und Art. 4 WRRL vereinbar und damit abwägungs‑ und uni-
onsrechtskonform vollziehbar ist. 

3.5 Dezentrale Schmutzwasserbeseitigung in SO 1 

Der Wasser- und Abwasserzweckverband Mittlere Wesenitz hat in seiner Stellungnahme vom 23. Sep-
tember 2022 ausdrücklich festgestellt, dass die südlich der Bahnstrecke gelegenen Sondergebiete – 
also SO 1 und SO 2 – nicht an eine öffentliche schmutzwasserführende Kanalisation angeschlossen 
werden können und die Schmutzwasserbeseitigung dauerhaft dezentral über Sammelgruben oder Klein-
kläranlagen erfolgen muss. Angesichts der Dimension einer Ferkelaufzuchtanlage mit bis zu 10.576 
Tierplätzen und der unmittelbaren Nähe des § 30-Biotops sowie der über einen naturnahen Graben hyd-
rologisch verbundenen Lage zum ca. 280 m entfernten Langenwolmsdorfer Bach ist die wasserrechtli-
che Eignung und Ausfallsicherheit dieser Lösung kritisch zu hinterfragen. Die Planunterlagen enthalten 
hierzu keine belastbare Bewertung. 

Forderung: Die Altlastensituation des Flurstücks 17563 ist unter Hinzuziehung sachverständiger Gutachten 
vor Satzungsbeschluss zu klären und in der Planzeichnung nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB zu kennzeichnen. 
Das Versickerungsverbot ist auf dieser Grundlage zu konkretisieren. Die Ausgestaltung des Schutzwalls ist 
als verbindliche Schutzvorkehrung nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB festzusetzen. Die Gemeinde hat darzulegen, 
wie das wasserrechtliche Verschlechterungsverbot nach § 27 WHG / Art. 4 WRRL eingehalten wird und ob 
die dezentrale Schmutzwasserlösung für SO 1 wasserrechtlich tragfähig ist. 

 

4. Artenschutz 

Im Untersuchungsraum wurden 47 Vogelarten, vier Fledermausarten sowie drei Artengruppen festge-
stellt. Darüber hinaus liegen Nachweise der Zauneidechse im Umfeld des Geltungsbereichs sowie Hin-
weise auf potenziell vorkommende FFH-Anhang-IV-Amphibienarten vor (GOP 2025, S. 13–18). In meh-
reren Punkten bestehen jedoch Bedenken, die die Planvollziehbarkeit nach § 44 BNatSchG berühren. 

4.1 Ersatzquartiere für Fledermäuse und Gebäudebrüter (ACEF2) 

Für gebäudebewohnende Fledermausarten und Nischenbrüter sieht der Grünordnungsplan die Anbrin-
gung von Ersatzquartieren im Verhältnis 1:3 vor. Standort, genaue Anzahl und technische Ausgestaltung 
der Quartiere werden jedoch der ökologischen Baubegleitung überlassen (GOP 2025, S. 43–44). Nach 
den fachlichen Anforderungen an CEF-Maßnahmen müssen Ersatzquartiere im räumlich-funktionalen 
Zusammenhang zur betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätte stehen und bei Eingriffsvollzug bereits 
wirksam sein (vgl. BfN, Besonderer Artenschutz bei Eingriffen, 2021). Eine bloße Mengenvorgabe ohne 
räumliche Verortung und ohne Festlegung des zeitlichen Vorlaufs genügt diesen Anforderungen nicht. 
Es ist damit derzeit nicht hinreichend gesichert, dass die ökologische Funktion der betroffenen Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten im Sinne von § 44 Abs. 5 BNatSchG kontinuierlich aufrechterhalten wird. 

4.2 Erfassungsdefizit bei FFH-Anhang-IV-Amphibienarten 

Der Grünordnungsplan führt Kammmolch (Triturus cristatus) und Knoblauchkröte (Pelobates fuscus) 
als potenzielle Vorkommensarten (GOP 2025, S. 17–18). Beide Arten sind in Anhang IV der FFH-
Richtlinie gelistet und unterliegen dem strengen Schutzregime des § 44 Abs. 1 BNatSchG. Die 
Kartierungen fanden ausschließlich im Zeitraum Juni bis August 2023 statt. Dieser Kartierungszeitraum 
deckt nur einen Teil der Aktivitätsphase beider Arten ab. Ein Vorkommen wurde damit nicht belastbar 
nachgewiesen, aber auch nicht belastbar ausgeschlossen. Können Vorkommen von FFH-Anhang-IV-
Arten nicht ausgeschlossen werden, sind entweder eine ergänzende methodengerechte Kartierung oder 
eine nachvollziehbar begründete Worst-Case-Betrachtung mit entsprechenden Vermeidungs- und CEF-
Maßnahmen erforderlich (vgl. BVerwG, Urt. v. 09.07.2008 – 9 A 14.07). Beides fehlt. Angesichts des im 
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Südosten des Geltungsbereichs vorhandenen § 30 BNatSchG-Kleingewässers als potenziell 
geeignetem Laich- und Aufenthaltshabitat beider Arten ist das Erfassungsdefizit nicht vernachlässigbar. 

 

4.3 Zauneidechse: Nachweislage und Kartierdefizite 

Die Zauneidechse (Lacerta agilis, FFH-Anhang IV, RL SN 3) wurde im Untersuchungsraum ausschließlich 
außerhalb des Geltungsbereichs nachgewiesen. Teile der Tierhaltungsanlage waren bei der Kartierung 
nicht begehbar (GOP 2025, S. 17). Der Ausschluss eines Verbotstatbestands nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG kann damit auf der Grundlage der vorliegenden Daten nicht belastbar erfolgen. Eine Nach-
kartierung der bislang nicht zugänglichen Flächen oder – sofern der Zugang nicht erlangt werden kann 
– eine nachvollziehbar begründete Habitatpotenzialabschätzung ist erforderlich, bevor von einer arten 
schutzrechtlich konfliktfreien Planvollziehung ausgegangen werden kann. 

4.4 Feldlerche und Wachtel als Bodenbrüter 

Im Untersuchungsraum (1.000‑m‑Radius um die Stallanlage) wurden Feldlerche und Wachtel als Boden-
brüter nachgewiesen (GOP 2025, S. 39 ff.). Brutnachweise innerhalb des Plangebiets selbst liegen nicht 
vor; gleichwohl können durch Flächeninanspruchnahme, Störungen während der Bauphase und eine 
erhöhte Nutzungsintensität der angrenzenden Flächen auch die im Umfeld nachgewiesenen Vorkom-
men erheblich beeinträchtigt werden. Die Bauzeitenregelung arbeitet mit einer pauschalen Schonzeit 
März–September, ohne diese artenspezifisch zu begründen oder die konkrete Betroffenheit von Feldler-
che und Wachtel zu bewerten. Für beide Arten fehlt eine Darlegung, ob und unter welchen Bedingungen 
innerhalb oder außerhalb dieses Zeitraums Bautätigkeiten mit ökologischer Baubegleitung zulässig sein 
können.  

Forderung: Die CEF-Maßnahme ACEF2 ist durch Festlegung von Standort, Anzahl und Ausgestaltung 
der Ersatzquartiere sowie deren zeitlichem Vorlauf vor Eingriffsvollzug zu konkretisieren und verbindlich 
festzuschreiben. Für Kammmolch und Knoblauchkröte ist eine methodengerechte Nachkartierung im 
Zeitraum März bis Mai, eine nachvollziehbar begründete Habitatpotenzialabschätzung oder eine Worst-
Case-Betrachtung mit entsprechenden Maßnahmen vorzulegen. Für die Zauneidechse ist die Kartierung 
auf bislang nicht zugängliche Flächen zu ergänzen oder – sofern der Zugang nicht erlangt werden kann 
– eine nachvollziehbar begründete Habitatpotenzialabschätzung vorzulegen. Die Bauzeitenregelungen 
sind artenspezifisch zu begründen. Dabei ist insbesondere darzulegen, wie die nachgewiesenen Vor-
kommen von Feldlerche und Wachtel im 1.000-m-Untersuchungsraum vor Störungen während der Brut-
zeit wirksam geschützt werden und unter welchen Bedingungen Bautätigkeiten mit ökologischer Bau-
begleitung innerhalb oder außerhalb der Schonzeit zulässig sein können. 

 

5. Maß der baulichen Nutzung im SO 2 und interner Widerspruch der Planunterlagen 

Für das Sondergebiet SO 2 ist eine Grundflächenzahl von 1,0 festgesetzt, womit planungsrechtlich eine 
vollständige bauliche Inanspruchnahme der Fläche eröffnet ist. Die Begründung erläutert hierzu, die Flä-
chen des SO 2 seien „auf den bereits vollversiegelten Bestand beschränkt, um in der offenen Landschaft 
keine zusätzliche Versiegelung zuzulassen" (Begründung 2026, S. 19). Diese Aussage steht in einem 
unaufgelösten Widerspruch zur Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung: Tabelle 7 des Grünordnungsplans 
weist für SO 2 eine Ist-Versiegelung von 5.110 m² aus, während die bei GRZ 1,0 maximal zulässige Ver-
siegelung 7.128 m² beträgt – eine mögliche Zusatzversiegelung von 2.018 m² (GOP 2025, Tabelle 7, S. 
24–25). Eine Beschränkung auf den Bestand ist durch die Festsetzung damit gerade nicht gewährleistet. 
Die Begründung gibt insoweit den Regelungsgehalt der Satzung unzutreffend wieder. 

Nach § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen; ergänzend gilt 
der naturschutzrechtliche Vermeidungsgrundsatz des § 15 Abs. 1 BNatSchG. Beide Grundsätze bean-
spruchen erhöhte Geltung, wenn – wie hier – eine konfliktträchtige Nutzung in unmittelbarer Nachbar-
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schaft zu nach § 30 BNatSchG geschützten Biotopen und an einem hydrologisch empfindlichen Stand-
ort gesichert werden soll. Die Gemeinde hat nicht dargelegt, warum die GRZ von 1,0 – die im Sonderge-
biet nach § 11 BauNVO zwar formal zulässig, aber städtebaulich begründungsbedürftig ist – hier erfor-
derlich sein soll. Soweit die Begründung die Festsetzung mit dem Bestand gleichsetzt, obwohl die 
Bilanzierung eine erhebliche Differenz ausweist, liegt zugleich ein Ermittlungsdefizit im Sinne von § 2 
Abs. 3 BauGB vor. 

Forderung: Der Widerspruch zwischen Begründung und Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung ist aufzulö-
sen. Die GRZ-Festsetzung für SO 2 ist auf das planungsrechtlich tatsächlich erforderliche Maß – bei 
beabsichtigter Bestandsbeschränkung: auf die tatsächliche Ist-Versiegelung – zu begrenzen. 

 

6. Schutz des § 30 BNatSchG-Kleingewässers (LRT 3150): Prüflücke 

Das im Südosten des Geltungsbereichs gelegene § 30 BNatSchG-Kleingewässer wird im Umweltbericht 
dem FFH-Lebensraumtyp 3150 (Natürliche eutrophe Seen mit einer Vegetation des Magnopotamions 
oder Hydrocharitions) zugeordnet (Umweltbericht 2025, S. 38). Der Umweltbericht schließt Stillgewäs-
ser des LRT 3150 mit Verweis auf die einschlägige Fachliteratur (H-PSE 35) von der vertiefenden Stick-
stoffbetrachtung aus. Diese Ausnahme bezieht sich auf den Luftpfad – also atmosphärische Stickstoff-
deposition. Der Umweltbericht überträgt diese Ausnahme implizit auf alle Wirkpfade und unterlässt 
damit eine Prüfung direkter Nährstoffeintragsrisiken über den Oberflächenabfluss. 

Gerade dieser Wirkpfad ist am vorliegenden Standort relevant: Die Planunterlagen selbst beschreiben 
wasserstauende Böden, erhöhten Oberflächenabfluss und erosionsgefährdete Steillagen östlich und 
südlich der Tierhaltungsanlage (GOP 2025, S. 18–19; Umweltbericht 2025, S. 30–33). Eine nährstoffbe-
lastete Niederschlagswasserableitung in Richtung des Kleingewässers ist damit kein theoretisches 
Risiko, sondern ein standortspezifisch plausibles Szenario. Ob und mit welcher Intensität dieser Wirk-
pfad das Kleingewässer beeinträchtigen kann, wird in den Unterlagen nicht untersucht. Das ist eine 
methodische Lücke, die angesichts des doppelten Schutzstatus des Gewässers – § 30 BNatSchG und 
FFH-LRT 3150 – nicht durch pauschalen Verweis auf die Luftpfad-Ausnahme geschlossen werden kann. 

Forderung: Die methodische Lücke in der Immissionsbetrachtung hinsichtlich des Wirkpfads Oberflä-
chenabfluss auf das LRT-3150-Kleingewässer ist zu schließen. Die Schutzwirkung der vorgesehenen 
Maßnahmen gegenüber diesem Wirkpfad ist gutachterlich nachzuweisen. 

 

7. Zusammenfassung / Gesamtforderung 

Der BUND Sachsen kann dem vorliegenden Entwurf in seiner gegenwärtigen Fassung nicht zustimmen. 

Der BUND fordert: 

• die städtebauliche Erforderlichkeit nach § 1 Abs. 3 BauGB angesichts des durch OVG Bautzen 
(Urt. v. 16.06.2025) rechtskräftig festgestellten Erlöschens des immissionsschutzrechtlichen 
Bestandsschutzes neu zu begründen und darzulegen, welcher schutzwürdige Bestand durch den 
B-Plan planungsrechtlich gesichert werden soll;die immissionsschutzbezogene Festsetzung 
durch verbindliche technische Mindeststandards zu Abluftreinigung, Wartung und Kontrolle zu 
ergänzen, die Diskrepanz zwischen Gutachtenparametern und Festsetzungswortlaut zu beseiti-
gen und den Bezugsort der Immissionsfestsetzung zu begründen; darzulegen, wie sich die Fest-
setzungen zum laufenden BImSchG-Verfahren verhalten; 

• die Altlastensituation des Flurstücks 17563 einschließlich Nutzungseinschränkungen sowie 
etwaiger Sicherungs- oder Sanierungserfordernisse vor dem Satzungsbeschluss belastbar unter 
Hinzuziehung Sachverständiger zu ermitteln, in der Planzeichnung nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB 
kenntlich zu machen und in der Abwägung offenzulegen; 

• darzulegen, welche behördlichen Erkenntnisse zur Betriebsvorgeschichte des Standorts vorlagen 
und wie diese in die Havarievorsorge- und Entwässerungsregelungen eingeflossen sind; 
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• die Festsetzung zum Schutzwall durch verbindliche Mindestanforderungen an Dimensionierung, 
Dichtigkeit und Unterhaltung sowie einen verbindlichen Zeitrahmen und ein Mindestschutzniveau 
für die behördliche Abstimmung nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB zu ergänzen; 

• für Kammmolch und Knoblauchkröte eine methodengerechte Nachkartierung im Zeitraum März 
bis Mai, eine nachvollziehbar begründete Habitatpotenzialabschätzung oder eine Worst-Case-
Betrachtung mit entsprechenden Maßnahmen vorzulegen; die CEF-Maßnahme ACEF2 durch kon-
krete Standort-, Mengen- und Ausgestaltungsvorgaben sowie zeitlichen Vorlauf verbindlich fest-
zuschreiben;  

• für die Zauneidechse eine Nachkartierung bislang nicht zugänglicher Flächen vorzunehmen oder 
– sofern der Zugang nicht erlangt werden kann – eine nachvollziehbar begründete Habitatpoten-
zialabschätzung vorzulegen;  

• die Bauzeitenregelungen artenspezifisch zu begründen und darzulegen, ob und unter welchen 
Bedingungen Bautätigkeiten mit ökologischer Baubegleitung innerhalb oder außerhalb der Schon-
zeit zulässig sein können; 

• den Widerspruch zwischen Begründung und Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung hinsichtlich der 
Versiegelung im SO 2 aufzulösen und die GRZ-Festsetzung auf das tatsächlich erforderliche Maß 
zu begrenzen; 

• die methodische Lücke beim Wirkpfad Oberflächenabfluss auf das LRT-3150-Kleingewässer 
sowie die Einhaltung des Verschlechterungsverbots nach § 27 WHG / Art. 4 WRRL zu prüfen und 
nachvollziehbar darzustellen; die wasserrechtliche Tragfähigkeit der dezentralen Schmutzwasser-
lösung für SO 1 zu bewerten. 

 

Solange diese Mängel nicht behoben sind, fordert der BUND Sachsen, von einem Satzungsbeschluss 
zum Bebauungsplan sowie von einem Feststellungsbeschluss zur 1. Teiländerung des Flächennut-
zungsplans abzusehen. 

Der BUND Landesverband Sachsen behält sich ausdrücklich weitere Einwendungen vor.  

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


